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Michael Stolleis

Verwaltungsrecht bei den Galliern*
Grégoire Bigot, Rechtshistoriker an der Uni-

versität Nantes, ist wie Pierre-Laurent Frier und 
François Burdeau, denen er beiden verbunden ist,1
Spezialist für die Geschichte der französischen Ver-
waltung und des Verwaltungsrechts vor allem des 
19. und 20. Jahrhunderts.2 Seine beiden Bände 
»L’Administration française« sind heute das maß-
gebende Handbuch für die Zeit bis 1944 – ein 
dritter Band wird erwartet.3 Im vorliegenden Sam-
melband vereint er nun acht große Artikel aus den 
Jahren 2000 bis 2012, die sich mit Verwaltung, 
Verwaltungsrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
von der Französischen Revolution bis zur Gegen-
wart befassen. In einer sehr informativen Einlei-
tung von fast 50 Seiten werden das Forschungsfeld 
selbst sowie dessen Wissenschasgeschichte ent-
faltet. Die Studien sind nicht europäisch verglei-
chend angelegt, sondern – von kurzen Seitenbli-
cken auf Italien und Deutschland abgesehen – ganz 
auf Frankreich konzentriert. 

Wie in Deutschland setzen sich in Frankreich 
seit dem späten 18. Jahrhundert die Ausdrücke 
»droit constitutionnel« (Konstitutionsrecht) und 
»droit administratif« (Administrativrecht) durch. 
In den Staaten des Deutschen Bundes wandeln sie 
sich ab etwa 1830 in »Verfassungsrecht« und »Ver-
waltungsrecht«, und Letzteres wird in den ersten 
Lehrbüchern, wie nicht anders möglich, länder-
spezifisch dargestellt. Die süddeutschen Verfas-
sungsstaaten gehen dabei voran. Auch in Frank-
reich erscheinen um diese Zeit die ersten Professu-
ren für Verwaltungsrecht. Aber der verfassungs-
politische Hintergrund und die Wissenschasge-
schichte des Verwaltungsrechts beruhen auf ganz 
anderen Grundlagen. Das zentralistisch organisier-
te Frankreich bleibt trotz der Revolutionen und 
des Wechsels der Staatsformen im Wesentlichen in 

der gleichen administrativen Spur. Die von Napo-
leon geprägte Verwaltung sperrt sich lange und 
erfolgreich dagegen, gerichtlich kontrolliert zu 
werden, jedenfalls von einer unabhängigen Judi-
kative. Frankreich ist das Land der Gesetzgebung 
und der Exekutive. »La loi« und der »service 
public« als Arm der zweiten Gewalt bleiben das 
Maß aller Dinge. In Deutschland dagegen bauen 
das liberale Bürgertum und die Judikative eine 
Front gegen die monarchische Verwaltung auf, 
setzen die Unabhängigkeit der Justiz durch und 
realisieren am Ende den materialen »Rechtsstaat«, 
der Verfassungsqualität erlangt.4 Die Justiz wird 
die eigentliche Beschützerin der Rechte – und 
schließlich der Grundrechte – des Bürgers »gegen« 
den Staat. Das sei, sagt Bigot zu Recht, eine »idée 
allemande«, aber auch er betrachtet heute die 
Frage »Qui garantit les droits subjectifs contre la 
puissance de l’État?« (XLII) als den roten Faden 
seines Buchs.

Man versteht die immer noch spürbaren Unter-
schiede zwischen beiden Ländern nur, wenn man 
mit Bigot auf die Gründungsgeschichte von Ver-
waltung und Verwaltungsrechtsschutz zurückgeht 
(Kap. 1). Sie beginnt 1789 mit generellem Miss-
trauen gegenüber der Justiz des Ancien Régime 
und deren Zurückdrängung, um die Ergebnisse 
der Revolution gegen Restitutionsforderungen zu 
sichern. Es gibt nur Legislative und Exekutive, 
während die Justiz als Teil der Exekutive nur für 
»l’application pure et simple de la loi« zuständig 
war, wie der Abgeordnete Cazalès 1790 sagte. 
Rechtsschutz gegen die Verwaltung gab es in Fäl-
len von »excès de pouvoir«, wofür vor allem ab 
1852 der zum zentralen Verwaltungsgericht sich 
wandelnde Conseil d’État zuständig war (Kap. 2).5
Angesichts der Dominanz von Staatswille (Gesetz) 

* G B, Ce droit qu’on dit 
administratif … Études d’histoire 
du droit public, Paris: Éditions 
La Mémoire du Droit 2015, 373 S., 
ISBN 978-2-84539-039-4

1 F B, Histoire du droit 
administratif (de la Révolution au 
début des années 1970), Paris 1995; 
zuvor schon P L, His-
toire de l’administration de 1750 à 
nos jours, Paris 1968.

2 G B, L’autorité judiciaire 
et le contentieux de l’administration. 
Vicissitudes d’une ambition (1800– 
1872), Paris 1999.

3 G B, L’Administration 
française. Politique, droit et société, 
Tome 1 1789–1870, tome 2 (mit 
Tiphaine Le Yoncourt) 1870–1944, 
Paris 2014. 

4 A G, L’individu contre 
l’État. Essai sur l’évolution des re-

cours de droit public dans l’Allema-
gne du XIXe siècle, Paris 2012; L 
H, État de droit, Rechts-
staat, Rule of Law, Paris 2002.

5 D P, Gegen Minister und 
Parlament. Der Conseil d’État im 
Gesetzgebungsverfahren des Zweiten 
Französischen Kaiserreichs (1852– 
1870), Frankfurt 2012.
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und dessen Durchsetzung (Exekutive) kam es auch 
nicht zu der für das Deutschland des 19. Jahrhun-
derts so typischen scharfen Zweiteilung in Gesell-
scha (Privatrecht) und Staat (öffentliches Recht), 
so dass sich der französische Bürger in allen wesent-
lichen Rechtsschutzfragen an die Zivilgerichts-
barkeit zu halten hatte. Die Exekutive behielt 
ihre Handlungsfreiheit (Kap. 3). Der erste Teil des 
Buchs schließt mit einer Abhandlung zur religiö-
sen Verankerung der Legitimität hinter wechseln-
den Verfassungskulissen. Wurde die Verwaltung 
einst durch die Sakralität des Königtums gestützt, 
so trat nun an die Stelle des Königs das sakralisierte 
»Gesetz«, der zum Text geronnene Wille der Na-
tion.6 Dass das Gesetz eine fiktive oder quasireli-
giöse Zuschreibung an die aus Wille und Vorstel-
lung gemachte mystische Person »Staat« darstellt, 
haben Pierre Bourdieu und Pierre Legendre mehr-
fach unterstrichen.7 Auf die damit verbundenen 
»Fiktionen«, darunter auch die des Staates als 
»juristische Person«, geht Bigot in den letzten drei 
Artikeln seines Buches ein.

Der zweite Teil des Buchs widmet sich der Ein-
rahmung und allmählichen Stützung von Verwal-
tungsrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit durch 
Verfassungsrecht. Nur »allmählich«; denn das Mo-
dell der dominanten Exekutive konnte sich lange 
gegenüber wechselnden Verfassungen immunisie-
ren. Das Verwaltungsrecht blieb das Recht der 
»puissance publique«, und zwar auch während 
der Restaurationsepoche und der Julimonarchie, 
ja mit dem Tribunal des Conflits sogar über die 
Revolution von 1848 hinaus und erst recht mit der 
Konzentration der Exekutive in der Hand des Chef 
de l’État Napoléon III. Zögerlicher als in Deutsch-
land bildete sich eine Opposition gegen eine nur 
verwaltungsinterne und letztlich vom Ministerium 
gesteuerte Kontrolle, die dem Bürger von vornhe-
rein verdächtig war, wenn er sich effektiv gegen 
seinen Staat wenden wollte. Erst die Dritte Repub-
lik setzte mit dem Gesetz vom 24. Mai 1872 und 

mit dem berühmten Fall Blanco vom 8. Februar 
1873 eine Zäsur zugunsten einer unabhängigen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit.8 Das implizierte eine 
Stärkung des Gedankens der bürgerlichen Freiheit 
gegen das Vertrauen auf das »Gesetz« und gegen 
die doktrinäre Égalité von 1789. 

Wie zögerlich dieser Prozess verlief, zeigt sich 
auch an der Lehre des Verwaltungsrechts an den 
Universitäten, die wie in Deutschland mit den 
1830er Jahren einsetzte (Poitiers, Toulouse, Ren-
nes, Grenobles, Aix, Strasbourg, Dijon, Caen). Die 
aus ihr entstehenden ersten Handbücher waren 
aber kaum mehr als Zusammenstellungen des 
geltenden Rechts. Das änderte sich erst unter den 
anderen Verfassungsbedingungen der Dritten Re-
publik. Von da an schien es möglich, Verwaltungs-
recht als eigene wissenschaliche Disziplin zu ent-
falten, etwa in den zentralen Werken von Léon 
Duguit und Maurice Hauriou.9 Dass sich dieser 
Prozess auch am Ende des 19. Jahrhunderts zeitlich 
parallel in Deutschland vollzog (F. F. Mayer, O. v. 
Sarwey, E. Loening, O. Mayer, W. Jellinek) und 
dort mit der Begründung der Verwaltungsgerichts-
barkeit zusammenfiel,10 ist frappierend, sollte aber 
nicht die weiter wirkenden Unterschiede beim 
Rechtsschutz des Individuums verwischen. Erst in 
den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts ver-
lieren sie sich, so dass auch in Frankreich von 
einem Übergang des État de loi zum materialen 
verfassungsgebundenen État de droit mit verwal-
tungsgerichtlichem Rechtsschutz gesprochen wer-
den kann.11 Der genannte »rote Faden« des Buchs 
von Bigot, wer die subjektiven Rechte des Einzel-
nen gegen die Macht des Staates schützen könne, 
impliziert eine Auseinandersetzung mit dem Erbe 
des 19. Jahrhunderts. Es geht um die Rolle der 
Justiz als unabhängige Dritte Gewalt, um die Un-
terordnung der Exekutive nicht nur unter das Ge-
setz, sondern auch unter die Verfassung und deren 
Verzahnung mit dem Gesetzesrecht. Die Rechts-
geschichte des Verwaltungsrechts, zu der das diffe-

6 M-F R-Z, Du 
droit de Dieu au droit de l’homme, 
Paris 2003.

7 P B, Sur l’État. Cours 
au Collège de France, 1989–1992, 
Paris 2012; P L, Fan-
tômes de l’État en France. Parcelles 
d’histoire, Paris 2015.

8 M L, P W, G 
B, P D, B 
G, Les grands arrêts de la ju-

risprudence administrative, 15. éd., 
Paris 2005, 1–7.

9 Grundlegend J-L M, 
Introduction historique au droit ad-
ministratif français, Paris 1985.

10 M S, Hundertfünfzig 
Jahre Verwaltungsgerichtsbarkeit, in: 
DVBl 2013, 1274–1280.

11 H, G (Anm. 4). 
Siehe nun auch A G, in: 
N M, Y V, 

M W (Hg.), Französi-
sches und Deutsches Verfassungs-
recht. Ein Rechtsvergleich, Berlin /
Heidelberg 2015, 8ff., insbes. 15ff. 
zur III. Republik.
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renzierte und gedankenreiche Buch von Bigot 
wesentlich beiträgt, kann, wie man sieht, die retro-
spektive Aulärung derjenigen aktuellen Fragen 
voranbringen, die bei der Homogenisierung des 

europäischen Rechtsschutzes gegen die Adminis-
trationen im »Mehrebenensystem« aureten.

n

Jean-Philippe Dequen

Eternal Judiciary over Ever-changing Politics*
The title might appear provocative, a contra-

diction in terms even. However, Abhinav Chan-
drachud’s monograph on the history of the Bom-
bay High Court during the Raj offers a much 
nuanced view on the judicial history of colonial 
India, and, to an extent, on the British Empire as a 
whole. His starting point is but a simple inter-
rogation, albeit seldom treated in the legal histor-
ical literature: »why did the Bombay High Court 
transition so seamlessly from colonialism to inde-
pendence?« (299). Even more so, why did British 
and Indian colonial judges not only retained their 
positions post-1947, but moreover were promoted 
whilst unabashedly seeking to “maintain the high 
traditions that the British had le behind” (2)?

Pursuing the reflexions of Marc Galanter on the 
unsuccessful attempts to replace the British legal 
frame post-independence,1 Abhinav Chandrachud 
focuses on the institutional reasons for this fail-
ure. Through the biography of the Bombay High 
Court – its judges, barristers, solicitors, as well as 
a random, yet exhaustive, sample of five hundred 
cases – the author argues that unlike other branch-
es of colonial administration, the Bombay high 
judiciary was largely perceived as legitimate by the 
Indian population. Three main reasons contri-
buted to this otherwise paradoxical situation. First, 
the decolonisation of the Court personnel was all 
but already achieved when midnight struck on 
15th August 1947, with a majority of Indian over 
British judges, a slow transition which started in 
the 1880s. Secondly, the racial discrimination that 

other branches of government sustained was al-
most (although not entirely) absent within the 
daily functioning of the Court, where seniority 
held sway both in the elevation to the bench and in 
choosing who would write judgments. Finally, 
despite a structural link to the executive in the fact 
that judges – unlike in England – were not for-
mally independent but served at the ›pleasure‹ of 
the Crown, the Bombay High Court showed a 
›cultural‹ independence both in its composition, 
where Indian judges gradually coming from elite 
legal familial dynasties were less prone to political 
activism, and in its decisions which – with the 
notable exceptions of high profile political cases – 
show a staggeringly low conviction rate of 50 per 
cent.

Drawing from its intimate knowledge of the 
Bombay High Court, of which he is now an 
advocate, Abhinav Chandrachud makes use of a 
wide array of archival sources and methods, allying 
a critical reading of biographies and private papers 
in light of their sometimes hagiographical tenden-
cies, to a quantitative analysis of cases and of 
prosopography to explicit the cordial relations 
between Indian and British judges both in and 
outside the Court. Divided into six rather formal 
thematic chapters – a perhaps unfortunate rem-
nant of the doctoral dissertation from which this 
work was adapted – An Independent, Colonial Judi-
ciary thus presents a far-reaching study able to cross 
the disciplinary boundaries between law and his-
tory.

* A C, An Inde-
pendent, Colonial Judiciary: A His-
tory of the Bombay High Court dur-
ing the British Raj, 1862–1947, New 
Delhi: Oxford University Press 2015, 
345 p., ISBN 978-0-19-945330-6

1 M G (1972), The Aborted 
Restoration of ›Indigenous‹ Law in 
India, in: Comparative Studies in 
Society and History 14, 53–70.
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